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Aufbruchstimmung
Rückblicke auf den IG Metall-Gewerkschaftstag: »Zeit für Zukunft«

von n Richard Detje und Klaus Pickshaus

Die Metaller*innen haben sich eine 
neue Kollektividentität verordnet: Team 
IG Metall. Damit ist nicht nur die Ko-
operation der auf fünf geschäftsfüh-
rende Vorstandsmitglieder verkleinerten 
Führung unter der neuen Vorsitzen-
den Christiane Benner gemeint – alle 
Kandidat*innen sind mit einem na-
hezu geschlossenen Votum der Delegier-
ten des Gewerkschaftstages in ihr Amt 
gewählt worden.1 Das Team erstreckt 
sich auf alle Gliederungen: Bezirke, Ge-
schäftsstellen, die Bildungsarbeit, Per-
sonengruppen und Arbeitskreise. Auf 

die Haupt-, aber nicht minder auf die 
Ehrenamtlichen in der betrieblichen In-
teressenvertretung: Vertrauensleute, Be-
triebsräte, Jugendvertreter*innen usw. 
Man könnte meinen, hier werde eine 
Selbstverständlichkeit neu zelebriert. 
Doch das ist eine Fehldeutung. Erstens, 

2,1 Millionen Mitglieder zählt die IG 
Metall in ihren Reihen. Das signalisiert 
kollektive Organisationsmacht. Unter-
legt ist sie mit jährlichen Beitragsein-
nahmen in Höhe von rund 600 Mil-
lionen Euro. Davon gehen 13% in 
Rückstellungen, u.a. in den Streikfonds. 
Mobilisierungsfähigkeit ist so gekoppelt 
mit Arbeitskampffähigkeit. Die ist drin-
gend gefordert, wie die Berichte und Be-
ratungen der 533 Anträge auf dem 25. 
Gewerkschaftstag der IG Metall vom 
22.-26. Oktober in Frankfurt a.M. ge-
zeigt haben. 

Richard Detje und Klaus Pickshaus gehören 
zum Beirat des Forum Gewerkschaften.

1 Als geschäftsführende Vorstandsmitglieder 
wurden gewählt: Christiane Benner (401 Ja-
Stimmen), Hans-Jürgen Urban (397), Jürgen 
Kerner (394), Ralf Reinstädler (380) und Na-
dine Boguslawski (360).

Fo
to

: I
G

M
et

al
l.d

e



46 Sozialismus.de Heft 12-2023

Gewerkschaften
Forum

weil die Pra-
xis in der Ver-
gangenheit oft 
eine andere 

war, mit Reibungsverlusten aufgrund 
nebeneinanderher und aneinander vor-
beilaufender Arbeitsprozesse, unklarer 
Aufgaben- und Zielprojektionen, teil-
weise erratischer Priorisierungen. Nicht 
nur im organisationspolitischen Alltag, 
auch in inhaltlich-konzeptioneller Hin-
sicht. Ob die Teamstruktur sich im All-
tag bewährt, werden die kommenden 
Jahre zeigen.

Hinzu kommt zweitens ein noch 
wichtigerer Punkt: Ein Kollektivver-
ständnis ist alles andere als eine Selbst-
verständlichkeit, auch nicht in einer 
Mitgliederorganisation wie der IG Me-
tall. Wir leben in einer von diversen 
Krisen gekennzeichneten Epoche, die 
jede in sich wiederum unterschiedli-
che, mitunter auch konfligierende In-
teressenlagen beinhalten, durchaus in 
einer Qualität, die »den Laden« aus-
einanderhauen kann. Team IG Metall 
heißt: Das kann man verhindern und 
damit an Handlungsfähigkeit gewinnen. 
In der IG Metall – das haben nicht zu-
letzt große Mitgliederbefragungen ge-
zeigt – gibt es weitgehende Konsense 
über die Notwendigkeit und Dringlich-
keit sozio-ökologischer Transformation, 
über Wege der Beschäftigungssiche-
rung und sozialstaatlicher Zukunfts-
vorsorge, über betriebs- und tarifpoliti-
sche Schwerpunkte und Anforderungen 
an die gewerkschaftliche Bildungsar-
beit – um die Hauptfelder der Antrags-
beratung auf dem Gewerkschaftstag zu 
benennen. Das schließt jedoch Wider-
sprüche im interessenpolitischen All-
tagsgeschäft keineswegs aus. Gerade in 
Krisen- und tiefgreifenden Umbruch-
zeiten werden diese beständig aktuali-
siert durch Verlagerungsankündigun-
gen, Rationalisierungsprogramme, dem 
Druck von Personaleinsparungen und 
neuen Leistungsanforderungen. Dabei 
ist es nicht so, dass Managements ei-
nem planerischen großen Restrukturie-
rungs-Design folgen würden – seit Jah-
ren wird kurzzeitig immer wieder eine 
»neue Sau durch Hallen und Büros ge-
trieben. »Trial and error«, testen was 
denk- und durchsetzbar ist, oft gepaart 
mit Zukunftsblindheit und Priorisierung 

kurzfristiger Profitstrategien, alles un-
ter der Maßgabe von Kostenminimie-
rung. Gerade diese erratischen Markt-
schwankungen und Strategiemoden und 
die daraus folgende Unternehmenspo-
litik sorgt zuhauf für Widersprüche und 
Spannungen im betrieblichen Alltag. 

Gerade in den Organisationsberei-
chen der IG Metall sind die Gewitter-
wolken am ökonomischen Horizont 
deutlich erkennbar. Die deutschen Fahr-
zeughersteller haben ihren Absatzhö-
hepunkt bereits 2017 überschritten – 
2023 laufen ihre Geschäfte schlechter 
als vor der Finanz- und Wirtschaftskrise 
2008. In den OEMs der Automobilin-
dustrie werden nicht zuletzt aufgrund 
starker Konkurrenz aus China bei E-Au-
tos neue Programme geschnürt, die Be-
schäftigungsabbau bis hin zu betriebs-
bedingten Kündigungen auf die Agenda 
haben. Noch schlimmer sieht es in der 
Zuliefererindustrie aus. Experten zu-
folge ist unklar, wie die Überlebens-
perspektiven selbst unter den Großen 
der ersten Reihe – Bosch ausgenom-
men – zu kalkulieren sind; darunter, 
bei den Zulieferern der zweiten, dritten 
usw. Reihe, hat das Hauen und Stechen 
längst begonnen. Das Beispiel Automo-
bilindustrie verdeutlicht die Reichweite, 
mit der auch konzeptionell ein Umsteu-
ern erforderlich ist. Team IG Metall 
heißt hier: nicht der Trägheit von Groß-
organisationen folgend, sondern in sehr 
viel kürzeren Fristen Transformations-
erfolge zu erzielen.

Schaut man über diese Branche hin-
aus, werden die Probleme kaum gerin-
ger. Der Beitrag des Außenhandels am 
BIP-Wachstum lag nach der Jahrhun-
dertwende zunächst noch bei 0,71% und 
ist seitdem kontinuierlich auf Stagna-
tionsniveau (2016–2020) und schließ-
lich in den Pandemie-Jahren auf mi-
nus 0,44% zurückgegangen. Zu alter 
Stärke dürfte das deutsche Modell ex-
portgetriebenen Wachstums künftig 
nicht wieder zurückfinden – es hat sich 
erschöpft. Wenn dann aufgrund der 
Schuldenbremse auch der Staat klein-
gehalten wird, »wird der Umbau sei-
ner Wirtschaft für Deutschland ein sehr 
schwieriges Unterfanden. Die Verschul-
dungsgrenzen verhindern staatliche In-
vestitionen und schränken die fiska-
lischen Spielräume für Maßnahmen 

zur Ankurbelung der Binnennachfrage 
ein.«2 Bofingers Plädoyer für eine ak-
tive Rolle des Staates im gesamtwirt-
schaftlichen Investitionsgeschehen, als 
Treiber neuer Technologien, im Woh-
nungsbau und bei zahlreichen Dienst-
leistungen enthält auch für die IG Me-
tall eine reichhaltige Agenda. Christiane 
Benner hat in ihrem Zukunftsreferat auf 
dem Gewerkschaftstag zahlreiche Fel-
der – von der Windkraft über grünen 
Stahl bis hin zur Halbleiterproduktion 
– angesprochen, allerdings ohne diese 
im Sinne einer neuen ökologisch ausge-
wiesenen Industrie- und Strukturpolitik 
zu bündeln. Und auch in einem ande-
ren Punkt sollte weitergegangen wer-
den, wenn durch staatliche Intervention 
tatsächlich eine neue Qualität zukunfts-
orientierter Politik entstehen soll: dann 
geht es nicht nur darum, dass öffentli-
che Förderung nur unter Maßgabe von 
Tarifverträgen, Beschäftigungs- und 
Ausbildungsgarantien erfolgt, sondern 
der Grundsatz sollte so gefasst werden: 
»Wo öffentliche Subventionen fließen, 
muss öffentliches Eigentum entstehen« 
(Urban). Aktuell brisant: die Forderung 
nach der 4-Tage-Woche in der Stahlin-
dustrie als Beitrag zu einer vorausschau-
enden Beschäftigungssicherung. Damit 
wird ein neuer Schritt der Arbeitszeit-
verkürzung erprobt – auch was die 
Übertragung auf andere Bereiche der 
Metall- und Elektroindustrie anbelangt.  

Die IG Metall unterstreicht mit ih-
rer neuen Programmatik die Bedeu-
tung des Sozialstaats mit seinen Umver-
teilungs- und Innovationsfunktionen. 
Angesichts der Herausforderungen ei-
ner sozial-ökologischen Transformation 
wird ein funktionierender Sozialstaat 
quasi als bedeutende »Transformations-
agentur« benötigt. Zurückblickend auf 
die Corona-Krise zeigte sich die Bedeu-
tung einer vorausschauenden Arbeits-
marktpolitik und der Resilienzgewinn 
wohlfahrtsstaatlicher Dienstleistungen 
und öffentlicher Güter. Die IG Metall hat 
auf dem Gewerkschaftstag eine Sozial-
staatsoffensive unter dem Motto »Sozial 
geht nur gemeinsam – Für einen star-
ken und zukunftsfesten Sozialstaat« be-
schlossen. Konkret heißt es: »Neben öf-
fentlichkeitswirksamen Maßnahmen 
bedarf es dazu auch handlungsorientier-
ter Konzepte. Die IG Metall wird hierfür 
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ein Mobilisierungs- und Kommunikati-
onskonzept entwickeln.« Angesichts ei-
ner starken »Anti-Sozialstaats-Allianz« 
aus wirtschaftsnaher Wissenschaft, neo-
liberalen Medienvertretern und einem 
Teil der Politik, die den Sozialstaat mit 
seinen Leistungen immer wieder als Pro-
blemtreiber brandmarken, ist dies ein 
bedeutendes gewerkschafts- und gesell-
schaftspolitisches Projekt. Die IG Metall 
wird sich auf intensive Auseinanderset-
zungen vorbereiten müssen, die sicher 
nur mit Bündnispartner*innen aus an-
deren gesellschaftlichen Bewegungen er-
folgreich geführt werden können.

In einer Großorganisation wie der IG 
Metall gibt es unterschiedliche Interes-
sen, Prioritäten, konzeptionelle Überle-
gungen, politische Richtungen, Organi-
sations- und Aktionsvorstellungen, die 
jede Menge Kontroversen einschließen. 
Kontrovers wurde auch auf dem Gewerk-
schaftstag diskutiert (siehe die Ausfüh-

rungen zu Schwerpunktthemen), letzt-
lich jedoch getragen von dem Willen, in 
Widersprüchen nicht stecken zu bleiben, 
sondern der »großen Transformation« 
Zukunftsperspektiven abzuringen. 

Dies schließt an vorderster Front der 
politischen Auseinandersetzungen den 
Kampf gegen die extreme Rechte ein. 
Auch bei den jüngsten Landtagswahlen 
in Bayern und Hessen haben mehr Ge-
werkschaftsmitglieder die AfD gewählt 
als dies im Durchschnitt der Wahlbe-
völkerung der Fall war. In Ländern wie 
Thüringen, Brandenburg und Sachsen 
stehen Betriebsräte und Gewerkschafts-
sekretäre unter Druck, wenn sie un-
zweideutig einer dort tonangebenden 
»völkischen« Rechte Widerstand entge-
gensetzen – auch in Betrieben. Team IG 
Metall ist kein Kuschelverein, sondern 
– das hat der Gewerkschaftstag eindeu-
tig zum Ausdruck gebracht – eine de-
mokratische Kampforganisation, die 

ihr politisches 
Mandat nach 
außen, aber 
auch nach in-
nen gegen die Feinde einer pluralen, of-
fenen, nicht rassistischen Gesellschaft 
wahrnimmt.    

Team IG Metall verspricht Erneu-
erung. Die Zeiten zentralistischer Or-
ganisationen sind schon lange vorbei. 
Teamverständnis heißt, das, was in gro-
ßen Beschäftigtenbefragungen überzeu-
gend bestätigt wurde, auch im Organi-
sationshandeln zur Geltung zu bringen: 
die Expertise der Mitglieder, ehren- und 
hauptamtlichen Funktionär*innen, ihr 
Wissen und ihre Interessen mit mehr 
politischem Gespür aufzunehmen – als 
Bedingung für wirkmächtiges Handeln 
und gemeinsame Lernprozesse.

ZU EINZELNEN DEBATTEN UND BESCHLÜSSEN DES GEWERKSCHAFTSTAGS
Eine bestimmte Rentenhöhe wird dem 
Beschäftigten vom Arbeitgeber nicht 
mehr garantiert; respektiv »darf nicht 
garantiert« werden (»Garantieverbot« 
gemäß § 22 Abs. 1 S. 2 BetrAVG). Vor-
aussetzung für die Einführung der rei-
nen Beitragszusage ist ein Tarifvertrag, 
womit sich die Vertragspartner an der 
Durchführung und Steuerung beteili-
gen (§21 BetrAVG).

Die Philosophie des Sozialpartner-
modells bringt die FAZ (11.4.2022) 
auf den Punkt: »Die reine Beitragszu-
sage entlastet Unternehmen vom Haf-
tungsrisiko und überträgt das Risiko, 
Schwankungen in den Kapitalerträgen 
zu erleben, auf Arbeitnehmer. Im Ge-
genzug muss das Geld durch den Ver-
zicht auf Garantien nicht mehr so si-
cherheitsorientiert angelegt werden und 
hat – vor allem auf lange Sicht – die 
Chance auf höhere Wertsteigerungen.«

Bislang haben sich Arbeitgeberver-
bände und Gewerkschaften schwerge-
tan, entsprechende tarifliche Regelun-
gen zu schaffen. Ver.di hat gemeinsam 
mit der IG BCE einen ersten Tarifver-
trag zum Sozialpartnermodell beim 
Energieunternehmen Uniper SE ge-
startet. Für den Organisationsbereich 

der IG Metall gab es bislang keine ent-
sprechenden Regelungen mit norma-
tiver Wirkung. In Baden-Württemberg 
existiert allerdings ein Vertragswerk, 
das im Laufe des Jahres 2024 finali-
siert werden könnte.

Mit dem jüngsten Gewerkschafts-
tagbeschluss hat die IG Metall eine 
Grundsatzentscheidung getroffen: Sie 
hat sich für den Ausbau arbeitgeberfi-
nanzierter Betriebsrenten ausgespro-
chen, aber zugleich auf garantierte 
Mindestleistung und Arbeitgeberhaf-
tung bestanden und dem Sozialpart-
nermodell eine klare Absage erteilt.

Den Argumenten der Befürworte-
r*innen, dass mit dem Sozialpartner-
modell kostengünstig gute Renditen 
erwirtschaftet werden könnten, das Ri-
siko kalkulierbar sei und so auch für 
jene eine Betriebsrente durchgesetzt 
werden könne, die bislang keine hät-
ten, ist der Kongress mit der deutli-
chen Mehrheit der Delegierten (66,2%) 
nicht gefolgt.

Trotz Sicherungspuffern sei ange-
sichts volatiler Finanzmärkte nicht 
auszuschließen, dass bei schwanken-
den Kapitalerträgen auch Anwartschaf-
ten und Renten schwanken. Das ma-

Betriebsrente

Das Thema Betriebsrente ist hochkom-
plex. Das Betriebsrentenrecht kennt 
unterschiedliche Durchführungswege 
und Zusagearten mit unterschiedlichen 
Folgewirkungen für die Beschäftigten; 
zudem gleicht die Welt der betriebli-
chen Regelungen einem Flickenteppich 
mit sehr selektiv verteilten Anwart-
schaften. Ein Thema für Fachleute. 
Umso verwunderlicher mag es für Au-
ßenstehende erscheinen, dass der Ge-
werkschaftstag der IG Metall hierzu 
eine intensive und äußerst kontrover-
se Debatte geführt hat. Doch der Sache 
nach ging es um eine tarif-, sozial- und 
organisationspolitische Grundfrage. 
Die Delegierten hatten zu entscheiden, 
ob die IG Metall den in Baden-Würt-
temberg eingeschlagenen Weg des so-
genannten Sozialpartnermodells wei-
tergehen will.

Zum Hintergrund: Seit 2018 (ein-
geführt mit dem Betriebsrentenstär-
kungsgesetz 2017) ist es möglich, dass 
Arbeitgeber bei Betriebsrenten ledig-
lich eine reine Beitragszusage geben, 
aber für mögliche Ausfallrisiken nicht 
haften (»pay-and-forget«-Modell). 

2 Peter Bofinger: Deutschland ist krank, IPG, 
31.10.2023
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terielle Risiko für die Betroffenen und 
das politische Haftungsrisiko für die 
IG Metall war der Mehrheit der Dele-
gierten deutlich zu hoch. Zudem be-
fürchten die Kritiker*innen des So-
zialpartnermodells, dass bestehende 
betriebliche Systeme durch das für Ar-
beitgeber haftungsfreie System unter 
Druck geraten könnten.

Die IG Metall wird nun darüber zu 
beraten haben, mit welchen betriebs-
politischen Ansätzen sie vorhandene 
Betriebsrentensysteme verteidigt oder 
ausbaut, ob und inwieweit sie tarifli-
ches Verteilungsvolumen in zusätzli-
che Altersversorgung leitet und welche 
Durchführungswege und Alternativ-
modelle geeignet erscheinen. In diesem 
Zusammenhang werden auch Kon-
zepte zu diskutieren sein, die beste-
hende Möglichkeiten der Einzahlung 
in die gesetzliche Rentenversicherung 
durch Arbeitgeber und Beschäftigte 
nutzen (im Rahmen von Handwerks-
tarifen heute schon genutzt) oder neue 
rechtliche Möglichkeiten der Zusatz-
vorsorge eröffnen wollen. Mit der Soli-
Rente-Plus liegt ein beachtenswerter 
Vorschlag vor (vgl. Hans-Jürgen Ur-
ban, bit.ly/3SFGH0T)

Transformation

Dekarbonisierung und Transforma-
tion der Autoindustrie sind Heraus-
forderungen – auch für die Gewerk-
schaft. Der Anteil des Autos an den 
Treibhausgasemissionen ist zu hoch 
und in den vergangenen Jahrzehnten 
nicht gesunken. Die Strategie der Au-
tokonzerne, mit großen und schwe-
ren Autos hohe Renditen zu erzie-
len, hat in die schwere Krise geführt. 
So ist die Autoproduktion in Deutsch-
land stark gesunken (von 5,7 Millio-
nen Stück in 2017 auf 3,5 Millionen in 
2022), ohne dass adäquate Alternati-
ven aufgebaut worden wären. Die Fol-
gen waren jahrelange Kurzarbeit, Per-
sonalabbau und Betriebsschließungen 
bei Volkswagen, Mercedes, Audi, Opel, 
Ford, Continental, Bosch und vielen 
kleinen Betrieben, die die Belegschaf-
ten verunsichern. Seit 2018 wurden in 
der Automobil- und Zulieferindustrie 
60.000 Arbeitsplätze abgebaut.

Die IG Metall will deshalb umfas-
sende Investitionen in neue Technolo-
gien und Infrastrukturen durchsetzen. 
Aber nicht ohne »einen langfristigen, 
verlässlichen und konsistenten Pla-
nungsrahmen zur Sicherung von Be-
schäftigung in der Transformation«, 
wie die Delegierten auf dem Gewerk-
schaftstag beschlossen. »Wer die Be-
schäftigten nicht mitdenkt und an In-
vestitionen spart, gefährdet nicht nur 
den Klimaschutz, sondern auch den 
gesellschaftlichen Zusammenhalt«, 
mahnt die Gewerkschaft.

Wie die Industrie setzt auch die Me-
tallgewerkschaft auf den Antriebs-
wechsel zu Elektroautos, auf die 
»Konzertierte Aktion Mobilität«, auf 
Transformationsnetzwerke, wie sie 
beim Autogipfel im Kanzleramt verein-
bart wurden: finanziert aus dem »Zu-
kunftsfonds Automobil«. Allerdings 
ohne feste Zusammenarbeit mit der 
Umwelt- und Verkehrswendebewe-
gung. Der IG Metall geht es vielmehr 
um den Erhalt der Autoindustrie, nicht 
um den öffentlichen Nahverkehr oder 
die Fahrradbranche, die beim Kongress 
nur beiläufig erwähnt wurden.

Die Planung der Transformation 
wird so in die Regionen verlagert. Aus 
Sicht der Beschäftigten entscheidet sich 
dort, ob der Wandel gelingt oder zu Ar-
beitsplatz- und Wohlstandsverlusten 
führen wird, heißt es aus der IG Me-
tall. Das wirft auch in der Gewerkschaft 
grundsätzliche Fragen auf. »Ohne 
neuen Wohlstandsbegriff, ohne gesamt-
gesellschaftlichen Plan für die Verkehrs-
wende wird das nicht funktionieren, 
sondern Stückwerk bleiben«, kritisierte 
der Delegierte Marc Treude aus Aachen, 
selbst Betriebsratsvorsitzender bei ei-
nem E-Auto-Hersteller. »Die notwen-
dige Transformation muss gegen das 
Kapital durchgesetzt werden.«

Die weitreichendere Forderung 
nach einer Vergesellschaftung der Pro-
duktionsmittel wurde zwar auch die-
ses Jahr formuliert, der Antrag aber le-
diglich »als Material an den Vorstand« 
weitergeleitet – anders als in einer ver-
gleichbaren Krise vor 40 Jahren. Da 
wurde auf dem Gewerkschaftstag ein 
solcher Beschluss gefasst, was jedoch 
gesellschaftlich nicht durchgesetzt wer-

den konnte. Damals arbeiteten noch 
230.000 Menschen in der Branche. 
Seither hat sich die Industrie stark ver-
ändert: 150.000 Beschäftigte weniger, 
Diversifikation, Fusionen und Konzen-
tration.

Doch auch heute will Vorstands-
mitglied Hans-Jürgen Urban »ein gu-
tes Leben in Demokratie, in Solidarität 
und im Einklang mit der Natur«, wie 
er in seiner Rede betonte. Christiane 
Benner und ihr Vorstandsteam werden 
nun beweisen müssen, dass sie diesem 
Anspruch gerecht werden können.

Stephan Krull

New Work – Good Work

Dass die Herausforderungen der De-
karbonisierung und der Transforma-
tion der Stahl- oder Automobil- und 
Zulieferindustrie das Thema der Be-
schäftigungssicherung weit oben auf 
der gewerkschaftlichen Agenda plat-
zieren, ist offensichtlich. Wer aber eine 
Debatte nach dem Motto »Hauptsache 
Arbeit« erwartet hatte, muss sich eines 
anderen belehren lassen. Die beschlos-
sene Programmatik enthält sehr deut-
liche Botschaften, dass die Qualität der 
Arbeit der Zukunft gegenüber der Be-
schäftigungssicherung keine zweitran-
gige Fragestellung ist.

Dass der Schutz der Gesundheit für 
die Delegierten kein »Nice-to-have«, 
sondern ein »Must-Have« des so-
zial-ökologischen Strukturwandels ist, 
liegt u.a. in den Erfahrungen der Co-
rona-Krise begründet. Die Pandemie 
hat in sehr vielen Betrieben die Ge-
sundheit ins Zentrum der Interessen-
vertretungspolitik gerückt. Das Prä-
ventionskonzept der IG Metall, das 
darauf zielte, die Gefährdungsbeurtei-
lung auch als Instrument zum Schutz 
vor Infektionen einzusetzen, wurde in 
vielen Betrieben umgesetzt und diente 
auch als Blaupause für andere Arbeits-
schutzinstitutionen. Neue Daten bele-
gen den Fortschritt im betrieblichen 
Arbeitsschutz: Die WSI-Betriebsräte-
befragung 2021 verzeichnet einen 
deutlichen Anstieg regelmäßig durch-
geführter Gefährdungsbeurteilun-
gen. »Die klassische Gefährdungsbe-
urteilung scheint damit – zumindest 
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in den mitbestimmten Betrieben – an-
gekommen zu sein.« (WSI Report 89, 
10/2023, S. 12)

Das ist ein sehr erfreulicher Trend! 
Weniger erfolgreich ist bislang je-
doch die Anzahl betrieblicher Ge-
fährdungsbeurteilung von psychi-
schen Belastungen, wenngleich auch 
hierbei ein deutlicher Anstieg aufzu-
weisen ist. Wohlgemerkt, es geht um 
Betriebe mit Betriebs- oder Personal-
räten. Vor diesem Hintergrund kann 
es nicht verwundern, dass folgende Be-
schäftigungsfelder von betrieblichen 
Interessenvertretungen die wichtigsten 
im Jahr 2021 waren: Auf Platz 1 ran-
giert »Corona und die Folgen für den 
Betriebsablauf« mit 89%. Auf Platz 2 
und 3 folgen »Arbeitsschutz und Ge-
sundheitsförderung« (86,1%) und 
»mobile Arbeit« mit 80,5%.

Die gestiegene Sensibilität für das 
Thema gute Arbeit und die hohe Re-
levanz des betrieblichen Arbeitsschut-
zes spiegeln sich auch in den Beschlüs-
sen: Arbeitsschutz soll als ureigene 
gewerkschaftliche Kernaufgabe verstan-
den werden. Dementsprechend muss 
das Profil der IG Metall als Gestaltungs-
macht für gesunde Arbeitsbedingun-
gen geschärft werden. Die Delegierten 
forderten, die gewerkschaftlichen Ein-
flussmöglichkeiten auf die Rechtset-
zung im Arbeitsschutz zu stärken und 
mehr noch als bisher betriebliche Prä-
ventionskonzepte zu entwickeln. Diese 
Anforderung gilt besonders für Hand-
lungsfelder wie New Work, hybride Ar-
beit und psychische Arbeitsbelastungen. 

Gefordert sind Leitplanken für die 
Digitalisierung, die den Schutz der Ge-
sundheit ins Zentrum stellen. Die ge-
sundheitlichen Risiken neuer Arbeits-
methoden sollen frühzeitig entdeckt 
und Gestaltungsmaßnahmen entwi-
ckelt werden. Der mit der New Work 
häufig einhergehende Entgrenzungs-
druck soll durch den Erhalt arbeitszeit-
gesetzlicher Normen und verpflichten-
der Arbeitszeiterfassung eingedämmt 
werden.

Aber auch Konzepte für eher klas-
sische Arbeitsschutzprobleme wurden 
eingefordert: Lärmschutz auf moder-
nen Büroflächen, Arbeitsplatzergo-
nomie am häuslichen Bildschirmar-

beitsplatz, die Minderung körperlicher 
Belastungen bei der Arbeit sowie der 
Unfall- und Gesundheitsschutz bei Ar-
beit auf Windkraftwerken und Strom-
trassen. Erwähnenswert ist auch der 
Beschluss, auf eine Erweiterung der 
Berufskrankheiten-Liste um psychi-
sche Erkrankungen zu drängen. Hier-
mit soll die hohe Zahl der durch die 
Arbeit psychisch erkrankten Beschäf-
tigten entschädigt und Präventions-
aktivitäten aller verantwortlichen 
Akteure im Feld der psychischen Be-
lastungen gestärkt werden.

Ein wichtiges Anliegen ist den Dele-
gierten auch ein besserer Erfahrungs- 
und Wissenstransfer in Sachen Ar-
beits- und Gesundheitsschutz. Avisiert 
ist die Bearbeitung der Themen nicht 
nur auf Vorstands-, sondern auch auf 
bezirklicher und örtlicher Ebene der 
Organisation. Flüssige und breitere 
Kommunikation zur Verbesserung des 
Erfahrungstransfers wurden als wich-
tige Gelingensbedingung für gesunde 
Arbeitsbedingungen identifiziert. 

Andrea Fergen

Friedenspolitische 
Positionen geschärft

Auf dem 25. Gewerkschaftstag der 
IG Metall fand angesichts des Ukra-
ine-Kriegs am 24. Oktober eine be-
merkenswerte Debatte statt, in deren 
Ergebnis die friedenspolitischen Positi-
onen der IG Metall geschärft wurden.

Eingangs wurde festgehalten, dass 
zwar unterschiedliche Ansichten in der 
Debatte zu vermerken seien, aber Krieg 
als Mittel der Politik von allen ent-
schieden abgelehnt werden muss. Ge-
genüber dem Leitantrag des Vorstands 
(»Für eine verantwortliche Politik für 
Frieden und Sicherheit«) verlangte ein 
Ergänzungsantrag aus der Geschäfts-
stelle Hanau-Fulda, den die Geschäfts-
stelle Braunschweig unterstützte, und 
der von über 150 Delegierten unter-
zeichnet wurde, in mehreren Punkten 
klarere Aussagen. Bemerkenswert war, 
dass die Antragskommission in dieser 
Frage einen Konsens mit den Antrag-
stellern suchte und auch fand. 

Eine Kernaussage des Beschlus-
ses lautet: »Wir setzen uns mit Nach-

druck für diplomatische Lösungen auf 
allen möglichen Ebenen und über alle 
Kanäle ein. […] Die Eskalations- und 
Rüstungsspirale darf sich nicht weiter-
drehen.« Die 1. Bevollmächtigte der 
Geschäftsstelle Braunschweig, Garnet 
Alps, kritisierte genau diese Situation: 
»Die Strack-Zimmermanns und Hof-
reiters dieser Welt krähen seit andert-
halb Jahren nach nichts anderem als 
nach mehr Waffen, neuen Waffensyste-
men, nach Sieg und Niederlage.« 

Zur umstrittenen Frage von Waf-
fenlieferungen an die Ukraine heißt es 
jetzt neu: »Waffenexporte sind rest-
riktiv und transparent zu handhaben. 
Eine Fixierung auf Waffenlieferungen 
verlängert diesen Krieg und führt auf 
beiden Seiten zu tausenden Toten und 
Verletzten. Daher ist der Schwerpunkt 
auf diplomatische Lösungen zu legen, 
um zunächst einen schnellen Waffen-
stillstand zu vereinbaren. Eine Fixie-
rung der Debatte auf Waffenlieferun-
gen und ein Denken in den Kategorien 
›Sieg‹ oder ›Niederlage‹ ist der falsche 
Weg.« 

Da zum Organisationsbereich der IG 
Metall auch zahlreiche Rüstungsunter-
nehmen gehören, und Beobachtern zu-
folge in den letzten Jahren in diesem 
Feld wenige Initiativen zu beobach-
ten waren, ist auch diese Aussage be-
merkenswert und als Auftrag genau in 
dieser Situation zu vermerken: »Au-
ßerdem setzen wir uns gemeinsam für 
Rüstungskonversion ein.« 

Die IG Metall bekräftigt ferner: 
»Eine Neuaufstellung und Revitalisie-
rung der Friedensbewegung ist gleich-
wohl unerlässlich.« Dies soll im Rah-
men des DGB und gemeinsam mit 
weiteren Bündnispartner*innen ange-
strebt werden. Zum Rüstungshaushalt 
wird gesagt: »Eine dauerhafte Steige-
rung des Etats für Rüstung und Vertei-
digung auf ein willkürlich erscheinen-
des, an konjunkturelle Entwicklungen 
gekoppeltes Zwei-Prozent-Ziel oder gar 
darüber hinaus lehnen wir ab.« 

Im Unterschied zum ver.di-Bun-
deskongress im September zeigte sich 
die IG Metall in diesen Fragen sehr ge-
schlossen. Die Beschlussfassung er-
folgte mit überwältigender Mehrheit.

Klaus Pickshaus




